Herrn
Rechtsanwalt
Dr. Georg Zanger
Neuer Markt 1
1010 Wien

Vorab per e-mail

Wien, am 6. September 2002

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt!

Ich beziehe mich auf unsere Telefonate vom 4. und 5. September 2002. Sie haben mich mit der Prüfung der Frage beauftragt, ob auf Grund der Schäden durch das Hochwasser im August 2002 Amtshaftungsansprüche gegen den Bund denkbar sind. Ich erstatte nachstehendes

R e c h t s g u t a c h t e n.

I. Gutachtensauftrag

Diesem Auftrag liegt kein konkreter Sachverhalt zu Grunde. Gefragt ist vielmehr allgemein, ob ( und wenn ja: unter welchen Voraussetzungen ( für Hochwasserschäden ein Amtshaftungsanspruch gegen den Bund bestehen könnte.

II. Allgemeine Voraussetzungen eines Amtshaftungsanspruches

Art 23 Abs 1 B‑VG und § 1 Abs 1 AHG sehen vor, dass (ua) der Bund für den Schaden haftet, den die als seine Organe handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze durch ein rechtswidriges Verhalten wem immer schuldhaft zugefügt haben. § 1 Abs 1 AHG präzisiert, dass diese Haftung nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechts besteht und dass ein Schaden nur in Geld zu ersetzen ist.

Zu beachten ist zunächst, dass eine Haftung des Rechtsträgers Bund dann in Betracht kommt, wenn ihm das Organverhalten funktionell zuzurechnen ist; das Organverhalten muss „für den Bund“ gesetzt werden (VfSlg 13.476; „Funktionstheorie“). Dass es auf die funktionelle und nicht auf die organisatorische Organstellung ankommt, ist in den Fällen mittelbarer Vollziehung von Bedeutung.

Gehaftet wird für ein Verhalten, das in Vollziehung der Gesetze gesetzt wird; damit ist die hoheitliche Staatstätigkeit erfasst. Keine Haftung besteht für die Gesetzgebung und für die Privatwirtschaftsverwaltung.

Als weiteres Element eines Amtshaftungsanspruches ist der Eintritt eines Schadens am Vermögen oder an der Person erforderlich (§ 1 Abs 1 AHG; weitergehend OGH; vgl zB EvBl 1976/30; EvBl 1982/103, wonach auch eine Haftung für immaterielle Schäden anzunehmen sei; zustimmend Kucsko-Stadlmayer, Rz 24 zu Art 23 B‑VG, in Korinek/Holoubek [Hrsg], Kommentar zum Österr Bundesverfassungsrecht). Für den Eintritt des Schadens muss das Organverhalten ursächlich sein; darüber hinaus muss das Organverhalten rechtswidrig und schuldhaft sein.

Die genannten Anspruchselemente sind nach bürgerlichem Recht zu beurteilen. Allgemein ist noch festzuhalten, dass die Rechtswidrigkeit eines Verhaltens mit dem Schadenseintritt im Zusammenhang stehen muss (Rechtswidrigkeitszusammenhang); die Judikatur tendiert im Amtshaftungsrecht zu einer weiten Bejahung (vgl näher zB Mayer, Das österr Bundes-Verfassungsrecht3 [2002] 159 mwN). Gehaftet wird für jedes Verschulden; entscheidend ist nach hL die Verletzung der objektiv gebotenen Sorgfalt, irrelevant soll das Verschulden im subjektiven Sinn sein (vgl näher Kucsko-Stadlmayer, Rz 32 zu Art 23 B‑VG, aaO).

III. Amtshaftungsansprüche für Hochwasserschäden

In der Folge soll dargestellt werden, unter welchen Voraussetzungen ein Amtshaftungsanspruch gegen den Bund im Zusammenhang mit den Hochwasserschäden des August 2002 in Betracht kommt. Dazu ist folgendes festzuhalten:

1. Zunächst ist ein Organverhalten, das dem Bund zuzurechnen ist, erforderlich. Das WasserrechtsG enthält eine Reihe von Vorschriften über die „Abwehr der Gewässer“ (§§ 38 ff); dieses Bundesgesetz ist vom Bund in mittelbarer Bundesverwaltung zu vollziehen. Soweit Landesbehörden (BH, LH) im organisatorischen Sinn zur Vollziehung des WRG berufen werden, ist deren Verhalten dem Bund zuzurechnen; sie werden funktionell für den Bund tätig. Damit kann auch ein Organverhalten der BH und der LH Amtshaftungsansprüche gegen den Bund begründen.

2. Das Organverhalten kann in einem hoheitlichen Tun oder Unterlassen bestehen; dass auch das Unterlassen eines rechtlich gebotenen Einschreitens haftungsbegründend sein kann, ist heute unbestritten (vgl umfassend Rebhahn, Staatshaftung wegen mangelnder Gefahrenabwehr [1997]). Zu beachten ist freilich, dass ein Unterlassen nur dann ein haftungsbegründendes Organverhalten ist, wenn eine Handlungspflicht besteht, das Unterlassen also rechtswidrig ist.

3. Nach § 1 Abs 1 AHG wird für Schäden gehaftet, die „durch“ ein Organverhalten herbeigeführt wurden; damit ist normiert, dass nur für Schäden gehaftet wird, für die das Organverhalten kausal ist. Nach den anzuwendenden Vorschriften des bürgerlichen Rechts und der dazu ergangenen Judikatur sowie nach der zivilrechtlichen Lehre wird hier auf die Adäquanztheorie abzustellen sein (eingehend dazu Rebhahn, Staatshaftung 543 ff). Danach wird für solche Schäden gehaftet, mit deren Eintritt man nach dem üblichen Verlauf der Dinge rechnen muss; für Schäden, die durch eine außergewöhnliche Verkettung von Umständen entstanden sind, besteht keine Haftung (vgl auch Kucsko-Stadlmayer, Rz 31 zu Art 23 B‑VG, aaO). Zur spezifischen Problematik der Kausalität im Falle von unterlassenem Organhandeln wird die Auffassung vertreten, dass keine hohen Anforderungen zu stellen seien und dass der Nachweis einer gesteigerten Wahrscheinlichkeit, dass pflichtgemäßes Verhalten den Schaden verhindert hätte, genügt (Rebhahn, Staatshaftung 653 mwN). Nach der Judikatur des OGH scheint die Kausalität zu bejahen, wenn überwiegende Gründe die Annahme begründen, dass pflichtgemäßes Verhalten den Eintritt des Schadens verhindert hätte.

4. Von wesentlicher Bedeutung ist, dass das Organverhalten rechtswidrig sein muss. Dies bedeutet im wesentlichen, dass ein gesetzter Akt unrechtmäßig ist, oder dass ein rechtlich gebotenes Organhandeln unterlassen wird. Nicht relevant ist, ob die Rechtswidrigkeit auch ein subjektives Recht des Geschädigten verletzt; sowohl Lehre wie auch Judikatur nehmen zutreffend an, dass objektive Rechtswidrigkeit genügt (vgl zB Welser, JBl 1975, 232; OGH 23. 2. 1999, 1 Ob 362/88, ÖJZ 1999, 605 uam).


Im vorliegenden Zusammenhang könnten Amtshaftungsansprüche gegen den Bund etwa dann bestehen, wenn Organe des Bundes ( im funktionellen Sinn ( ein rechtlich gebotenes Handeln unterlassen haben. Hier ist auf das WRG zu verweisen; dieses sieht insb im § 43, dann aber auch in § 76 und in § 88b hoheitliche Maßnahmen vor, die vor Wasserschäden schützen sollen. Im einzelnen gilt:

· Nach § 43 Abs 1 sind die Wasserrechtsbehörden verpflichtet, dann, wenn Ortschaften und Fluren wiederkehrenden Überschwemmungen oder anderen Wasserbeschädigungen ausgesetzt sind, durch die Bildung einer Wassergenossenschaft oder eines Wasserverbandes für die Ausführung von Bauten Sorge zu tragen. Solche Bauten sind etwa Schutz- und Regulierungswasserbauten, aber auch andere Anlagen für Zwecke des Hochwasserschutzes und -rückhaltes (Grabmayr/Rossmann, Das österr Wasserrecht2 [1978] 272). Raschauer (Kommentar zum Wasserrecht [1993] 237f) spricht davon, dass sich § 43 auf großflächige schädliche Einwirkungen bezieht und fährt fort, dass solche Anlass zur Bildung eines Zwangsverbandes sein können.

· § 76 Abs 1 sieht vor, dass eine Wassergenossenschaft zwangsweise (durch Bescheid der Wasserrechtsbehörde) gebildet werden kann, wenn dies im öffentlichen Interesse dringend geboten ist und (ua) dem Schutz vor Wasserschäden dient (§ 73 Abs 1 lit a).

· Eine dem § 76 vergleichbare Regelung enthält § 88b für die Bildung eines Wasserverbandes; hier ist aber nicht erforderlich, dass die Bildung des Zwangsverbandes im öffentlichen Interesse „dringend“ geboten ist. Vielmehr ist ausreichend, dass die zwangsweise Verbandsbildung im öffentlichen Interesse geboten ist, weil eine andere befriedigende Regelung in angemessener Frist nicht zu erwarten ist (vgl (Grabmayr/Rossmann, Wasserrecht2 Anm 5). Die Angemessenheit der Frist bemisst sich nach Raschauer (Kommentar 352, Anm 4 zu § 88) nach den betroffenen wasserwirtschaftlichen Erfordernissen.

Im vorliegenden Zusammenhang ist festzuhalten, dass Verwaltungsbehörden ihre Kompetenz bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen von Amts wegen und ohne unnötigen Aufschub wahrzunehmen haben; dies folgt ua aus Art 18 Abs 1 B‑VG. Ist eine Behörde ermächtigt, unter bestimmten Voraussetzungen eine bestimmte Maßnahme zu setzen, so hat sie von dieser Ermächtigung Gebrauch zu machen, wenn diese Voraussetzungen vorliegen.

Sollte also im vorliegenden Zusammenhang belegbar sein, dass nach den Erfahrungen und dem Stand der Kenntnisse in bestimmten Bereichen mit Hochwasserschäden zu rechnen war, so waren die Wasserrechtsbehörden verpflichtet, die geeigneten Vorsorgemaßnahmen nötigenfalls durch die Bildung von Zwangsgenossenschaften oder Zwangsverbänden zu treffen; ein Unterlassen wäre diesfalls rechtswidrig. Dass der Rechtswidrigkeitszusammenhang diesfalls anzunehmen wäre, bedarf keiner näheren Erörterung.

5. Schließlich ist nochmals auf das Erfordernis eines Verschuldens hinzuweisen. Dazu wurde bereits unter II. Stellung genommen. Ohne Kenntnis des konkreten Sachverhaltes kann dazu hier nicht mehr gesagt werden.
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